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Die Militärjunta macht  
mit Kampfjets Jagd auf das eigene Volk
Das Regime in Myanmar erhält trotz Sanktionen Treibstoff – eine Spur führt nach Genf

MATTHIAS MÜLLER, SINGAPUR

Am frühen Dienstagmorgen hat die Mili-
tärjunta in Myanmar einmal mehr ge-
zeigt, wie egal ihr das eigene Volk ist. Bei 
einem der verheerendsten Luftangriffe 
seit dem Coup d’État am 1. Februar 2021 
hat das Militär bis zu 100 Menschen in 
dem Dorf Pazigyi im Zentrum des Lan-
des getötet. Unter den Opfern sollen 
sich zahlreiche Kinder befinden. Ein ver-
gleichbares Massaker hatte es im Okto-
ber vergangenen Jahres gegeben, als bei 
einem Luftangriff auf ein Konzert min-
destens 80 Menschen starben.

In Pazigyi hätte ein Büro der Parallel-
regierung zur Militärjunta eingeweiht wer-
den sollen. Diese «Regierung der Nationa-
len Einheit» besteht aus Mitgliedern des 
demokratisch gewählten Parlaments. Aus 
diesem Anlass hatten sich zahlreiche Per-
sonen in Pazigyi versammelt. Das Militär 
warf vor 8 Uhr zunächst mit einem Kampf-
jet Bomben auf die Menschenmenge. An-
schliessend schossen Soldaten aus einem 
Kampfhelikopter mit Maschinengeweh-
ren auf die Überlebenden.

Die Regierung der Nationalen Einheit 
bezeichnete die Tat als Kriegsverbrechen. 
Das Militär sagte dagegen, bei den Toten 
handele es sich um Kämpfer der Volks-
befreiungskräfte, des militärischen Arms 
der Parallelregierung.

Fast 40 000 Gebäude abgebrannt

Die Militärjunta ist deutlich besser aus-
gerüstet als die Volksbefreiungskräfte 
und die Rebellenarmeen. Sie spielt die 
militärische Überlegenheit denn auch 
aus. So steckt sie vermehrt Häuser in 
Brand, um das Volk zu vertreiben und 
zu zermürben. Die Uno schätzt, dass 
das Militär allein im Januar dieses Jah-
res 39 000 Gebäude von Zivilperso-
nen angezündet hat. Laut dem Amt der 
Uno für die Koordinierung humanitä-
rer Angelegenheiten waren Ende März 
mindestens 1,8 Millionen Menschen in 
Myanmar auf der Flucht.

Seit einigen Monaten setzt die Junta 
zudem verstärkt auf Luftangriffe, um 
den Widerstand zu brechen: In einer 
Studie der Vereinten Nationen ist zu le-
sen, dass das Militär zwischen Februar 
vergangenen und Januar dieses Jahres 

mindestens 301 Luftangriffe geflogen 
hat; in den ersten zwölf Monaten seit 
dem Putsch waren es 125.

Im Besitz von Trafigura

Luftangriffe wie in Pazigyi kann die 
Militärjunta nur fliegen, weil sie über 
ausreichend Flugbenzin verfügt. Recher-
chen der Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International zeigen, dass da-
bei vor allem ein Unternehmen zen-
tral ist: Puma Energy. Die Firma befin-
det sich mehrheitlich im Besitz des Gen-
fer Handelshauses Trafigura. In Myan-
mar agiert es über ein Joint Venture mit 
dem Konzern Asia Sun. Dieses hatte im 
Hafen von Thilawa unweit der Millio-
nenstadt Yangon ein Terminal betrieben, 
in dem die Tanker, die Flugbenzin ge-

laden hatten, anlegten, um es anschlies-
send im Land zu verteilen.

In welchem Dilemma sich Puma 
Energy wegen der politischen Tumulte be-
fand, zeigte eine Stellungnahme im Okto-
ber vergangenen Jahres. Damals teilte das 
Unternehmen mit, seit dem Coup d’État 
keinen Treibstoff mehr an die Myanmar 
Air Force geliefert, verkauft oder vertrie-
ben zu haben. Im Oktober 2022 gab Puma 
Energy auch bekannt, sich aus Myanmar 
zurückzuziehen und die Anteile an ein 
lokales Privatunternehmen zu verkau-
fen. Bei dem Käufer handelt es sich um 
Shoon Energy. Das Unternehmen gehört 
aber ebenfalls zum Konzern Asia Sun.

Dazu kommt: Der Verkauf an Shoon 
Energy ist Ende Dezember vollzogen 
worden. Der Zeitpunkt rückt Puma 
Energy in ein schlechtes Licht. Recher-

chen von Amnesty International bele-
gen, dass im Oktober sowie im Dezem-
ber noch mindestens zwei Tanker, die 
Treibstoff geladen hatten, in Thilawa 
anlegten. Und damals war der Termi-
nal noch vom Joint Venture von Puma 
Energy mit Asia Sun betrieben worden. 

Inzwischen reagiert auch die interna-
tionale Gemeinschaft. Ende März hat das 
amerikanische Finanzministerium drei 
myanmarische Unternehmen, die Flug-
benzin für die Kampfjets der Militärjunta 
beschaffen und vertreiben, mit Sanktio-
nen belegt. Dazu zählt auch der Konzern 
Asia Sun. Es bestehen jedoch Zweifel, 
ob die Sanktionen erfolgreich sein wer-
den. Nordkorea hat trotz internationaler 
Ächtung Atomwaffen und Raketen ent-
wickelt. Für das myanmarische Volk sind 
das schlechte Nachrichten.

Ein Bild einer lokalen Agentur zeigt das Ausmass der Zerstörung nach dem Angriff auf das Dorf Pazigyi. MYAELATT ATHAN MEDIA VIA EPA

Organisatoren mit Verbindungen zu Terrorgruppen
Bei einer propalästinensischen Kundgebung in Berlin skandieren Teilnehmer antisemitische Parolen

BEATRICE ACHTERBERG, BERLIN

Todesdrohungen gegen Juden, Hetze 
gegen den Staat Israel: Antisemiti-
sche Ausschreitungen haben das Oster-
wochenende in Berlin überschattet. Was 
als Solidaritätskundgebung angesichts 
der jüngsten Unruhen in Jerusalem an-
gekündigt war, entpuppte sich auf der 
Strasse als Machtdemonstration mit ge-
waltverherrlichenden Parolen. 

Solche Aufmärsche gibt es in Deutsch-
land immer wieder, vor allem in der 
Hauptstadt. Die Verantwortlichen wech-
seln. Die Demonstration vom vergan-
genen Samstag hat eine internationale 
Gruppierung namens Samidoun organi-
siert. Dem «Palästinensischen Gefange-
nensolidaritätsnetzwerk» werden auch 
Verbindungen zu terroristischen Orga-
nisationen im Nahen Osten nachgesagt.

Struktur bleibt im Dunkeln

Die Struktur der Gruppe ist undurch-
sichtig, sie ist kein eingetragener Verein, 
und ein Ansprechpartner ist nicht aus-
zumachen. Die Berliner Kundgebung 
wurde zwar von einer Einzelperson 
angemeldet, so viel deutsche Ordnung 
muss sein. Den Namen will die Polizei 
aber nicht nennen, aus Datenschutz-
gründen, wie es heisst.

Samidoun sei in Deutschland «kon-
spirativ unterwegs», erklärt Blogge-
rin Sigrid Herrmann, die einen Watch-
blog zum Thema Islamismus betreibt. 
Bei der Gruppierung handle es sich 
um den deutschen Ableger des «Sa-
midoun Palestinian Prisoner Solida-
rity Networks», einer Vereinigung, die 
in Israel als terroristische Organisation 
eingestuft wird. Das Netzwerk fordert 
unter anderem die Freilassung palästi-
nensischer Terroristen.

«Man ist sich bewusst darüber, dass 
man Dinge tut, die mit der deutschen 
Rechtsordnung und der geschichtlichen 
Verantwortung nicht in Einklang zu 
bringen sind», sagt Herrmann. Des-
halb lasse Samidoun die eigene Orga-
nisationsstruktur im Dunkeln. Ohne 
identifizierbare Akteure fliege man 
unter dem Radar. Die deutschsprachige 
Website sei seit 2020 aktiv, das interna-
tionale Pendant bereits seit 2013, sagt 
Herrmann. Sowohl in den verschiede-
nen Social-Media-Kanälen als auch auf 
den Strassen Berlins ist die Gruppierung 
heute aktiv. Sie richtet sich vor allem an 
junge Muslime.

Damit nicht genug, die israelische 
Nichtregierungsorganisation «NGO 
Monitor» sieht zudem eine Verbindung 
zwischen Samidoun und der Volksfront 
zur Befreiung Palästinas, kurz PFLP. 

Diese ist in Deutschland zwar nicht ver-
boten, wird aber seit Jahrzehnten vom 
Verfassungsschutz beobachtet. Dieser 
rechnet die «Volksfront» dem «Spek-
trum der terroristischen palästinen-
sischen Organisationen» zu. Das er-
klärte Ziel der PFLP: die Zerstörung 
des Staates Israel und die Errichtung 
eines arabischen Staates auf dessen Ge-
biet. In Israel gingen in der Vergangen-
heit immer wieder Terroranschläge von 
Tätern aus, die der PFLP nahestehen 
oder ihr angehören.

Die Polizei greift nicht ein

Fraglich ist, warum die 250 Einsatzkräfte 
der Berliner Polizei vor Ort die Versamm-
lung nicht aufgelöst haben. Denn aus den 
Reihen der rund 500 Teilnehmer wurde 
mehrmals zur Gewalt gegen Juden auf-
gerufen. So wurde die Menge von einem 
Lautsprecherwagen aus mit der Parole 
«Tod Israel!» aufgewiegelt, wie Aufzeich-
nungen des Vereins Democ belegen. Die-
ser beobachtet demokratiefeindliche Be-
wegungen aller Couleur. Ein Teilnehmer 
der Berliner Demonstration soll «Tod 
den Juden» gerufen haben – ohne dass 
das Konsequenzen gehabt hätte.

In einer Stellungnahme bestrei-
tet Samidoun die Vorwürfe, unterstellt 
den Medien eine «Hetzkampagne» und 

spricht von «absichtlichen Überset-
zungsfehlern». Gewisse «Kräfte» woll-
ten nur einen Vorwand schaffen, um 
Organisationen zu verbieten, die sich 
für die «Befreiung» Palästinas einsetz-
ten. Auf Instagram stellen Vertreter von 
Samidoun gar die Echtheit des besagten 
Clips infrage: «So etwas könnte leicht 
manipuliert werden.» Auch eine NZZ-
Übersetzung kommt allerdings zu dem 
Schluss, dass es auf der Kundgebung 
einen Mordaufruf gegen Juden gegeben 
hat. Auf eine entsprechende Anfrage 
hat Samidoun bis zum Erscheinen die-
ses Texts nicht reagiert.

«Es ist unverständlich, dass eine sol-
che Demo bei diesen offensichtlichen 
Hassparolen nicht direkt aufgelöst 
wird», sagte Josef Schuster, Präsident 
des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land, gegenüber der NZZ. «Ich erwarte 
vom Rechtsstaat, dass er in diesen Fällen 
in voller Konsequenz auftritt.»

Inzwischen ermittelt der Staats-
schutz. Der deutsche Justizminister 
Marco Buschmann kritisierte die anti-
semitischen Parolen auf Twitter: «Wenn 
Gruppen auf deutschen Strassen ‹Tod 
den Juden› skandieren, dann besteht 
ein Anfangsverdacht auf Volksverhet-
zung.» Er gehe davon aus, dass alle 
zuständigen Sicherheitsbehörden da-
gegen vorgingen. 

IN KÜRZE 

Taiwans Vizepräsident  
will Präsident werden
(dpa) · Lai Ching-te, der Vizepräsident 
von Taiwan, will Nachfolger von Präsi-
dentin Tsai Ing-wen werden. Die regie-
rende Fortschrittspartei (DPP) nomi-
nierte den 63-Jährigen am Mittwoch als 
Kandidaten für die Wahl im kommen-
den Jahr. Tsai Ing-wen kann nach zwei 
Amtszeiten nicht mehr antreten. Als 
möglicher Herausforderer von der china-
freundlichen Kuomintang-Partei ist der 
heutige Bürgermeister von Neu-Taipeh, 
Hou Yu-ih, im Gespräch. Die Taiwaner 
werden am 13. Januar 2024 zur Wahl ge-
rufen. Diese könnte Auswirkungen auf 
das Verhältnis zu China haben. Seit dem 
Amtsantritt von Tsai Ing-wen 2016 hatte 
die chinesische Führung die Kommuni-
kation mit Taiwan eingestellt, weil die 
Präsidentin auf Distanz zu Peking ge-
gangen ist. Ihr heutiger Vizepräsident 
verspricht einen ähnlichen Kurs.

Kaja Kallas soll  
Regierung in Estland bilden
(dpa) · Die bisherige Ministerpräsiden-
tin Kaja Kallas soll in Estland weiterhin 
die Regierung führen. Gut fünf Wochen 
nach den Parlamentswahlen erhielt die 
45 Jahre alte Chefin der Reformpartei 
am Mittwoch vom Parlament in Tal-
linn das entsprechende Mandat. Die 
seit 2021 amtierende Kallas steht so-
mit vor einer zweiten Amtszeit. Sie gilt 
als eine der entschlossensten Unterstüt-
zerinnen der Ukraine im Krieg gegen 
Russland. Kallas und ihr Kabinett müs-
sen nun von Staatspräsident Alar Karis 
ernannt werden, der sie zuvor mit der 
Regierungsbildung beauftragt hatte. In 
ihrer Rede im Parlament bezeichnete 
Kallas die Sicherheit des an Russland 
grenzenden Estland als eines der Haupt-
anliegen ihrer Koalition. «Der Krieg hat 
alles verändert», sagte sie. Für die Juris-
tin und Tochter des früheren EU-Kom-
missars Siim Kallas votierten 59 von 101 
Abgeordneten, 38 stimmten gegen sie. 

Geschwächter Nawalny  
in Einzelzelle verlegt
(dpa) · Der in Russland inhaftierte 
Kremlgegner Alexei Nawalny ist trotz 
den Klagen seines Anwalts über seine 
akuten Gesundheitsbeschwerden erneut 
in eine Einzelzelle verlegt worden. Dies 
teilte das Team des Oppositionspolitikers 
am Dienstag mit. Seit dem vergangenen 
Sommer ist es bereits das 13. Mal, dass 
Nawalny in den sogenannten Strafisola-
tor verlegt wurde. In der engen Einzel-
zelle herrschen besonders schwere Haft-
bedingungen. Nawalny sieht die Ver-
legung als Strafe für eine Recherche der 
von ihm gegründeten Stiftung für Korrup-
tionsbekämpfung über Korruption in der 
Gefängnisbehörde. Nawalny ist offenbar 
körperlich geschwächt. Er hat nach An-
gaben seines Anwaltes während der letz-
ten Einzelhaft binnen zwei Wochen acht 
Kilogramm abgenommen. Nun habe in 
der Nacht wegen akuter Magenbeschwer-
den ein Krankenwagen gerufen werden 
müssen. Der Anwalt schrieb, er schliesse 
nicht aus, dass die russischen Behörden 
den Politiker langsam vergifteten.

Russen können  
leichter eingezogen werden
(dpa) · Nach Problemen bei der Teil-
mobilmachung für den Krieg gegen die 
Ukraine können russische Wehrpflich-
tige künftig deutlich leichter zum Mili-
tärdienst eingezogen werden als bisher. 
Die Einberufungsbescheide müssen nun 
nicht mehr persönlich überreicht werden, 
sondern können auf elektronischem Weg 
zugestellt werden. Dies entschied Russ-
lands Staatsduma am Dienstag. Die Ände-
rungen wurden in einer Blitzabstimmung 
verabschiedet, obwohl einige Abgeord-
nete beklagten, sie hätten keine Zeit ge-
habt, das Gesetz zu lesen. Die definitive 
Verabschiedung und die Inkraftsetzung 
durch Präsident Wladimir Putin gelten als 
Formsache. Durch die Änderungen ist ein 
Wehrpflichtiger elektronisch erfasst und 
kann bis zur Vorstellung bei der Einberu-
fungsstelle das Land nicht mehr verlassen.
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